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SABINE ACHOUR

Krise der Demokratie – 
Krise der Politischen Bildung?*

1.	 Einleitung

Wahlerfolge rechter Parteien bei den Bundes-, Landtags- und Europawahlen 
seit den Jahren 2024 und 2025, gesellschaftlicher Rechtsruck, Rassismus und 
Antisemitismus lassen Fragen folgender Art vernehmen: Haben wir eine Krise 
der Demokratie? Haben wir eine Krise der politischen Bildung? Oder hat die 
politische Bildung gar versagt? (Achour/Gill 2024; Weidner 2024). Der folgende 
Beitrag geht einerseits Krisenaspekten der Demokratie nach. Dafür greift er auf 
Ergebnisse der Mitte-Studie 2022/23 (Zick u. a. 2023) zurück, an welcher die 
Autorin mitgewirkt hat. Anhand der Ergebnisse lässt sich eine Momentaufnah-
me der politischen Kultur auf Einstellungsebene umreißen, welche sich auch auf 
der Verhaltensebene in den letzten Bundestags-, Landtags- und Europawahlen, 
und ebenfalls an der Zunahme antisemitischer und rassistischer Gewalt zeigt 
(BMI 2024).

Andererseits vertritt der Beitrag die These, dass die Vorwürfe gegenüber der 
politischen Bildung, möglicherweise sogar Verursacherin der Krisenhaftigkeit 
von Demokratie zu sein, v. a. auf Fehlverständnissen beruht, was politische Bil-
dung eigentlich ist, sowie sich aus Spannungsfeldern ergibt, in denen sich die 
politische Bildung befindet.

Vier Schwerpunkte werden im Folgenden betrachtet: 1. Trotz des Anstiegs 
rechtsorientierter Einstellungen darf politische Bildung nicht auf Extremis-
musprävention reduziert werden. 2. Politische Bildung muss als kontinuierliche 
Aufgabe verstanden werden, als Interventionsmaßnahme in Krisensituationen 
kann sie nicht wirken. 3. Gefühle politischer Machtlosigkeit und mangelnder 

*	 Der Beitrag greift zurück auf folgende bereits vorliegende Texte: Sabine Achour (2025): 
Rechtsruck, Rassismus, Antisemitismus. Welche politische Bildung brauchen wir heute?, 
in: Gill/Stapf-Finé/Wallentin 2025, S. 205–218. Er greift außerdem zentrale Schlussfol-
gerungen für die politische Bildung aus meinem Beitrag in der Mitte-Studie 2022/23 auf: 
Sabine Achour (2023): Politische Bildung für eine (nicht) distanzierte Mitte, in: Zick/
Küpper/Mokros 2023, S. 355–376.



22

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

Selbstwirksamkeit, Unsicherheiten durch Krisen sowie Ängste vor sozialem Ab-
stieg in der neoliberalen Leistungsgesellschaft nehmen zu. Um möglichst viele 
Menschen zu erreichen, bedarf es vermehrt aufsuchender, sozialräumlicher und 
barrierearmer politischer Bildung anstatt klassischer Formate. 4. Einsamkeit 
kann mit demokratie- und menschenfeindlichen Einstellungen einhergehen. Für 
viele Betroffene sind Schule, Arbeit und Ausbildungsplätze oft „Unwohlorte“. 
Politische Bildung kann durch die Demokratisierung ihrer Strukturen auf solche 
Zusammenhänge konstruktiv Einfluss nehmen.

2. „Rechtsruck“ trotz Demokratieförderprogammen
Politische Bildung ist keine Extremismusprävention

Die Mitte-Studie 2022/23 zeigt einen Rechtsruck unter den Teilnehmenden der 
Befragung. Zugleich sinkt die Zustimmung zur uneingeschränkten Würde und 
Gleichheit aller als oberstes Ziel in einer Demokratie. Mit 57 % steht zwar immer 
noch eine Mehrheit der Befragten in Deutschland hinter der Demokratie, aber 
diese Mehrheit bröckelt: In der Mitte-Studie 2018/19 waren es noch 65 % der 
Befragten (Küpper u. a. 2023). Zunehmende Zustimmung erfahren rechte und 
menschenfeindliche Aussagen sowie Verschwörungsglauben. Doppelt so viele 
Befragte wie 2020/21 teilen 2022/23 rechtsextreme Einstellungen (Zick u. a.  
2023). Größer geworden ist auch der sogenannte Graubereich. Dabei handelt es 
sich um Befragte, die rechte und menschenfeindliche Aussagen nicht eindeutig 
ablehnen, sondern „teils-teils“ zustimmen. Darüber hinaus wird die AfD zuneh-
mend als „normale Partei“ eingeordnet. Während die Partei 2020/21 von 13 % als 
„normal“ bewertet wurde, sind es 2022/23 fast ein Viertel (23 %). Weder die Ge-
waltaffinität noch die geschichtsrevisionistischen Äußerungen der Partei scheinen 
dem Abbruch zu tun, auch nicht die Tatsache, dass die – mittweilerweile aufgelös-
te – Junge Alternative zum Zeitpunkt der Befragung als Verdachtsfall eingeordnet 
war. Der attestierte Rechtsruck zeigt sich nicht zuletzt darin, dass sich weniger 
Befragte in der politischen Mitte positionieren. Bisher standen eine höhere Bil-
dung sowie ein höherer sozioökonomischer Status im Zusammenhang mit der 
Ablehnung rechter Aussagen. In der Mitte-Studie 2022/23 finden sich nun auch 
vermehrt Befragte mit mittlerem Bildungsniveau, die eine Diktatur befürworten, 
feindselig gegen andere sind, sozialdarwinistischen Aussagen zustimmen und den 
Nationalsozialismus verharmlosen (Zick/Mokros 2023).
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2.1	 Warum nehmen rechte Einstellungen bei jungen Befragten zu?
Dass auch junge Menschen rechte Einstellungen teilen und/oder rechten Partei-
en ihre Stimme geben, zeigten die letzten Bundestags-, Europa- und Landtags-
wahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg in den Jahren 2024/25. Diese 
Entwicklung zeichnete sich in den Ergebnissen der Mitte-Studie 2022/23 schon 
im Vorfeld ab, auch wenn keine Jugendlichen unter 18 Jahren befragt wurden, 
wie es bspw. in der Shell Jugendstudie der Fall ist, die diesen Trend ebenfalls 
abbildete (Albert/Schneekloth 2024). Personen im frühen Erwachsenenalter 
(18–34 Jahre) teilen mit 12 % am häufigsten ein rechtsextremes Weltbild (35–64 
Jahre: 8 %; ab 65 Jahre: 4 %). Sie stimmen besonders der Verharmlosung des 
Nationalsozialismus, dem Antisemitismus und dem Sozialdarwinismus zu. Das 
trifft für die jüngste Altersgruppe auch auf alle Abwertungsdimensionen Grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit zu (Mokros/Zick 2023a). 

Da die extremismuspräventiven Demokratieförderprogramme v. a. auf jun-
ge Menschen abzielen, erscheinen diese Ergebnisse – bei oberflächlicher Be-
trachtung – irritierend. Dem ist zu entgegnen, dass Jugendliche für eine gesell-
schaftliche Entwicklung, die Erwachsene ihnen vorleben, oft (stärker) verurteilt 
werden. Kinder und Jugendliche sind aber ein Spiegel unserer Gesellschaft. Sie 
sind politisch sozialisiert in einer Zeit des zunehmenden Hasses, Rassismus und 
Antisemitismus.

Politische Akteure wie Parteien, Politiker:innen, Medien, Verbände ver-
schiedener Art haben Diskursverschiebungen nach rechts im analogen und di-
gitalen Raum oft nicht nur nichts entgegengesetzt, sondern solche Verschiebun-
gen häufig sogar mitgetragen. Der digitale Raum ist zu einem wirkmächtigen 
politischen Sozialisationsagenten geworden. Wie Analysen zeigen, war die AfD 
während der Europawahlen dreimal so häufig auf TikTok präsent wie alle de-
mokratischen Parteien zusammen. Bildungsangebote müssen sich entlang einer 
Critical Digital Literacy neu erfinden, wenn sie dem kontrovers und kritisch 
glaubhaft begegnen wollen und demokratische Positionen nicht als Minder
heitenmeinungen wahrgenommen werden sollen.

2.2	 Demokratieförderprogramme und rechte Einstellungen: 
Selbsterfüllende Prophezeiung?

Politische Bildung ist keine Extremismusprävention (Achour 2023). Gegen ein 
solches Fehlverständnis wehrt sich die politische Bildung seit geraumer Zeit. Sie 
zeigt sich skeptisch bezüglich der Perspektive auf junge Menschen, welche den 
extremismuspräventiven Demokratieförderprogrammen zugrunde liegt: Jugend-
liche und Erwachsene scheinen als „potenzielle Demokratie-Gefährder:innen“ 
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mit abweichenden Einstellungen und Verhaltensweisen gelabelt zu werden (Gill/
Achour 2019; DVPB 2023). Die politische Bildung wird in einem Atemzug mit 
Sicherheitspolitik und Strafverfolgung genannt, so dass sich „polizeiliche und 
pädagogische Handlungslogiken“ (DVPB 2023) vermischen. Dies zeigte sich 
bspw. im Kontext der rechten Vorfälle an Brandenburger Schulen 2023: „Prä-
vention und Härte sind Kern unserer Strategie zur Bekämpfung von Extremis-
mus. Dazu gehören als die „entscheidenden Instrumente […] gut ausgestattete 
Sicherheitsbehörden, eine konsequente Strafverfolgung, politische Bildung und 
eine starke Zivilgesellschaft“, so die damalige Bundesinnenministerin Nancy Fa-
eser bei der Vorstellung des Verfassungsschutzberichts 2022 (Schönborn 2023).

Die Logiken der „Extremismusprävention“ sind dabei selbst häufig an-
schlussfähig an autoritäre und fundamentalistische Politikangebote. Denn der 
Ordnungsaspekt von Politik rückt in den Vordergrund. Das Ziel der Sicherheit 
verdrängt demokratische Gestaltungsmöglichkeiten (Gill/Achour 2019). Dass 
solche autoritären Einstellungen einem demokratischen Miteinander diametral 
entgegenstehen, legen die Ergebnisse der Mitte-Studie 2022/23 nahe: Autoritä-
res Denken begünstigt rassistische Einstellungen. Menschen, die durch Krisen 
verunsichert sind, zeigen sich nicht nur offener für höhere Sicherheitsangebote, 
sondern stimmen auch menschenfeindlichen Einstellungen fast doppelt so oft 
(57 %) zu, wie Personen, die sich nicht verunsichert zeigen (32 %) (Mokros/
Zick 2023a). 

Mit der Fokussierung auf (vermeintlich) abweichende Einstellungen und 
Verhaltensweisen schließen wir eher die Augen vor den tatsächlichen sozialen 
und gesellschaftlichen Problemen. Soziale Ungleichheiten, Rassismus, Teilhabe-
barrieren, schlechte Ausstattungen in Schulen, Jugendarbeit, Gesundheits-, Ver-
kehrswesen und auf dem Wohnungsmarkt werden in Krisenzeiten sichtbarer und 
verstärken sich als soziale Probleme häufig. Diese gesellschaftlichen Strukturen 
und Verhältnisse bringen Ungleichheiten hervor, für die es politischer Lösungen 
bedarf. Anstatt mit diesen Problemanzeigen aber die Politik zu adressieren, wer-
den soziale Probleme gerne individualisiert. Jugendliche und junge Erwachsene, 
die diesbezüglich Frust, Ängste und auch demokratieskeptische Einstellungen 
entwickeln, geraten in den Fokus.

Dabei könnten gerade die Sorgen und Verunsicherungen von Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen Zugänge zu Politik und Politiker:innen mit 
sich bringen. Junge Menschen benennen diese Sorgen deutlich: z. B. Inflation, 
teuren Wohnraum, Altersarmut (Schnetzer u. a. 2024). Zugleich scheint sich 
mit Blick auf solche Sorgen auch ein sozialer Bias abzuzeichnen: Berichten die 
weniger Privilegierten von ihren Sorgen bezüglich der eigenen Existenz, nennen 
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die anderen vor allem Hass und Hetze sowie Klimakrise als vorrangige The-
men (Achour u. a. 2025). Viele Jugendliche fühlen sich durch gesellschaftliche 
Entwicklungen nicht nur psychisch belastet und einsam, sondern fühlen sich 
von der Politik auch nicht gesehen (Schnetzer u. a. 2024) und ihre Interessen 
kaum berücksichtigt. Exemplarisch spiegelt sich das darin wider, wenn ihnen 
das Wahlrecht ab 16 oder Klimaschutzforderungen mit Verweis auf mangelnde 
Kompetenz verwehrt werden. 

Es kann nur an Politik appelliert werden, dies als Handlungsaufträge zu 
lesen, statt Jugendliche als Objekte staatlicher Maßnahmen zu adressieren, um 
Extremismen vermeintlich abzuwehren. So hat auch die politische Bildung als 
professionelles Handlungsfeld in erster Linie die Aufgabe, junge Menschen für 
die (Zukunfts-)Gestaltung von Demokratie zu gewinnen und die dafür notwen-
digen Fähigkeiten zu fördern. Tatsächliche Demokratie- und Menschenfeinde 
können kaum für politische Bildungsangebote und demokratische Diskurse ge-
wonnen werden. Oft sind sie eher Bystander bei rechten und menschenfeindli-
chen Vorfällen. Anstatt das Wort zu erheben, applaudieren sie möglicherweise 
oder reihen sich in verbale sowie körperliche Gewalt ein. Unterstützt und vor 
Angriffen sowie Gewalt geschützt werden müssen diejenigen, die sich für De-
mokratie einsetzen und Haltung zeigen. Das ist die vordergründige Aufgabe von 
Politik und Sicherheitsbehörden, nicht die Verdächtigung von Demokrat:innen 
und Jugendlichen.

Für diese Demokratiearbeit benötigt die politische Bildung öffentliche För-
derung.

2.3	 Aufgabe politischer Akteur:innen: Mehr demokratische Kante 
gegen rechte Normalisierung

Statt Diskursverschiebungen mitzutragen, sollten politische Akteur:innen de-
mokratische Vorbilder sein und Grenzen zu Diskriminierung, rechten Narra-
tiven und Demokratiefeindlichkeit ziehen. Sie müssen sich selbst als politische 
Bildner:innen begreifen, wie es in Art. 21 des Grundgesetzes als Verfassungs-
auftrag formuliert wird.

Der Wahlkampf zur Bundestagswahl 2025 hat erneut gezeigt, dass vom 
Aufgreifen menschenfeindlicher Positionen nur die Rechten profitieren. Zugleich 
tragen aber Politiker:innen, Parteien und Medien damit zur Normalisierung ext-
rem rechter Positionen bei. Demokratieförderung beginnt bei der Selbstreflexion 
politischer Akteur:innen. 

Wo werden von rechts besetzte Themen in der etablierten Politik repro-
duziert? Welche Anschlussstellen an rechte Narrative sollten gekappt werden 
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und wann muss deutlich demokratische Kante – auch mit Hilfe des Rechts-
staats – gezeigt werden? Politiker:innen als Galgenmännchen, Davidsterne 
mit „ungeimpft“-Schriftzug, zunehmender Sexismus und Gewalt gegen Politi
ker:innen sind keine Meinungen, es sind Menschenrechtsverletzungen oder 
gar Straftatbestände. Politisch Gebildete wissen, dass antidemokratische, men-
schenfeindliche, verschwörungsideologische Meinungen nicht als gleichberech-
tigt stehenbleiben können – auch wenn das von rechts vehement mit Verweisen 
auf vermeintliche Neutralität und Instrumentalisierung des politikdidaktischen 
Kontroversitätsgebots des Beutelsbacher Konsenses versucht wird. Die Gefahr, 
dass „rechts die neue Mitte ist“ (Küpper u. a. 2023), muss auch Politik in Alarm-
bereitschaft versetzen. Diese Entwicklung macht es für alle politisch Bilden-
den, eben auch für Parteien und Medien, unmöglich, Demokratiedistanz und 
Menschenfeindlichkeit als solche bei denen zu demaskieren, die sich selbst für 
Demokrat:innen halten oder ausgeben.

3.	 Politische Bildung als Daueraufgabe – 
nicht als Interventionsmaßnahme in Krisen

Die aktuelle Polykrise geht vermehrt mit Gefühlen politischer Machtlosigkeit 
und Verunsicherungen einher.

Bei den in der Mitte-Studie befragten Bürger:innen ist das Gefühl politi-
scher Machtlosigkeit von 30 % in der Befragung von 2018/19 auf 39 % in der 
Studie 2022/23 gestiegen. Politische Ohnmacht und Verunsicherungen können 
für antidemokratische Positionen (Küpper u. a. 2023) öffnen und mit einer zu-
nehmenden Bereitschaft einhergehen, z. B. die AfD zu wählen. In der Mitte-
Studie 2022/23 fühlt sich knapp die Hälfte der Befragten (44 %) durch Krisen 
verunsichert, ein weiteres Drittel (34 %) zeigt sich ambivalent, also in Teilen 
verunsichert (Zick/Sandal-Önal 2023). Von sozio-ökonomischer Ungleichheit 
Betroffene fühlen sich besonders stark oder sehr stark von Krisen betroffen: per-
sönlich (48 %), Menschen wie sie (57 %) und besonders das Land (62 %).

Rechte Gruppierungen greifen diese Betroffenheiten geschickt auf, drama-
tisieren entweder oder suggerieren Lösungen, die nicht auf gesellschaftlicher 
Solidarität, sondern v. a. auf Ausschluss und Abschottung beruhen. Dies zeigt 
sich bei Themen wie Flucht und Migration, Frieden, Klimakrise. Als „Kri-
senverursacher“ werden kosmopolitische, vermeintlich korrupte Eliten und 
Migrant:innen stilisiert. Sicherheit und Ordnung werden auf Kosten von kons-
truierten „Anderen“ versprochen (ebd.).
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All das verdeutlicht, dass politische Bildung nicht als kurzfristiges Inter-
ventions- und Präventionsprogramm angelegt sein kann, sondern als gesell-
schaftliche Daueraufgabe implementiert sein muss. Diesem Verständnis folgte 
auch die damalige Bundesregierung in Anlehnung an die Berichtskommission 
des 16. Kinder- und Jugendberichts: „Es geht um die Pflege einer nachhaltigen 
demokratischen Diskussions- und Entscheidungskultur unabhängig von politi-
schen Entwicklungen“ (BMFSFJ 2020: 13).

Insbesondere die hohe Betroffenheit durch die Polykrise zeigt, dass es (bil-
dungs)politisch unzureichend ist, lediglich Jugendliche zu adressieren, wie es 
bspw. die Demokratieförderprogramme tun. Vor Verunsicherung und politischer 
Machtlosigkeit schützt Alter und Erwachsenensein nicht. Soll das Vertrauen in 
die Demokratie gestärkt werden, müssen Menschen mit ihren Sorgen, Bedarfen 
und Interessenslagen ernst genommen und in ihrer politischen Selbstwirksamkeit 
gefördert werden. Dies trifft auf Politik wie auf politische Bildung zu. Politische 
Bildung kann hier allerdings kaum auf klassische Formate setzen, sondern muss 
selbst mit sozialräumlichen und aufsuchenden Settings auf neue Adressat:innen 
zugehen (vgl. auch unten Teil 3). Damit sie aber spontan auf gesellschaftliche 
Verhältnisse, Konflikte, Krisen, Ängste und Unsicherheiten reagieren kann, noch 
bevor diese zu einer gesellschaftlichen Problemlage eskalieren (DVPB 2023: 3), 
muss politische Bildung frei sein von staatlicher inhaltlicher Steuerung und Re-
gulierung. Sie benötigt (auch finanziell) verlässliche Strukturen. Schließlich ist 
eine auf Dauer angelegte politische Bildung ganz von selbst Begleiterin in Kri-
sen. Eine an zeitgemäßen Themen orientierte politische Bildung muss nicht erst 
geschaffen oder konzipiert werden.

Einerseits sind Krisen die neue Normalität (Besand 2024), andererseits wer-
den in Demokratien immer Konflikte verhandelt. Beide – Krisen und Konflik-
te – sind für die politische Bildung natürliche Bestandteile ihrer Angebote: Sie 
sucht das demokratische und auch solidarische Potenzial, um den Teilnehmen-
den in Aushandlungsprozessen Strategien aufzuzeigen, um Krisen und Konflikte 
zu bewältigen. Demokratie ist nur dann stabil, wenn solidarische Lösungen und 
gesellschaftliche Gestaltung jenseits von Abwertungen und Ausschlüssen ande-
rer Gruppen verfolgt werden. Nicht Verhinderung von Demokratie und Diszi-
plinierung hinsichtlich antizipierter Bedrohungen, sondern mehr (konstruktive) 
Demokratie wären notwendig.
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4.	 Aufsuchende Bildungsarbeit: „Politische Bildung muss sich 
auf den Weg machen“

Die Bedeutung aufsuchender und sozialräumlicher Angebote der politischen 
Erwachsenenbildung wächst, da traditionelle Formate wie Vorträge oft eher die 
bereits an politischer Bildung interessierten Personen ansprechen. Politische Bil-
dung muss daher aktiv jene erreichen, die bisher nicht zu erreichen waren oder 
nicht erreicht werden wollten. Sie muss als Infrastruktur in einer vertrauten Um-
gebung, in Wohnvierteln, Stadtteilen angelegt sein. Themen und Inhalte dürfen 
dabei nicht top down vorgegeben werden, sondern greifen Alltagsbedürfnisse, 
Interessen und Sorgen auf. Gemeinsam werden mögliche Lösungen entwickelt 
und demokratisch verhandelt. So können auch Unsichere oder Überforderte, 
die bisher kein Gehör fanden, mitgestalten und Selbstwirksamkeit erfahren 
(Mavroudis 2023; Hannemann u. a. 2023). Niedrigschwellige Begegnungsräume 
politischer Bildung stärken soziale Bindungen, Konfliktfähigkeit und Diver
sitätserfahrungen. All das sind Grundlagen für demokratische Aushandlungs-
prozesse. Fehlen solche Anlässe und Orte, wächst die Gefahr von Misstrauen, 
Vereinsamung und Isolation.

4.1	 Fremd- und Selbstausschlüsse: Abbau von Barrieren 
Nicht teilzunehmen oder teilnehmen zu können, hängt oft mit mangelnden 
Ressourcen zusammen. Das können fehlende Zeit, mangelnde (Sprach-)Fähig-
keiten, ungenügende finanzielle Mittel oder aktuelle emotionale Belastung sein. 
Aufsuchende politische Bildung hat in diesem Fall die Aufgabe, entsprechende 
Barrieren zu reduzieren. Möglichkeiten können dabei Kinderbetreuung, Lern-
hilfen, Sprachvermittlung oder ermutigende Räume und Empowerment sein. 
Zu reflektieren ist darüber hinaus, dass „Regeln der politischen Kultur“ oder die 
Bildungssprache selbst Fremd- und später Selbstausschlüsse nach sich ziehen 
können (Bremer/Kleemann-Göhring 2001). Diese Regeln haben Einfluss auf 
das Feld der Politik: Beherrscht man sie, existiert häufig eine größere Passung 
mit Mandatsträger:innen in der Kommunikation, im Auftreten, ihren Werten 
und ihrem (bildungsbürgerlichem) Habitus (Bourdieu 2001). Dies erklärt auch, 
warum bestimmte Gruppen in Politik und Gesellschaft sichtbarer sind und wes-
sen Anliegen als wichtig gelten. Es stellt allerdings die Legitimität von Demo-
kratie vehement in Frage, wenn, jenseits dieser Passung, andere Interessen wenig 
Berücksichtigung finden.

Daher sollte aufsuchender und kritischer politischer Bildung in unserem Sin-
ne ein breites Partizipationsverständnis zugrunde liegen. Partizipation ist nicht 
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reduziert auf institutionalisierte Formate wie Sitzungen oder Runde Tische, viel-
mehr findet sie stets in (konflikthaften) Aushandlungen zwischen Menschen mit 
unterschiedlichen Bedürfnissen statt, welche durch je eigene biografische und 
lebensweltliche Erfahrungen geprägt sind (von Schwanenflügel 2022).

Oft ist es Menschen nicht direkt bewusst, dass ihr Anliegen politisch ist, weil 
das Politische noch nicht spezifiziert wurde. Oder sie nehmen ihren Wunsch zu 
handeln nicht als partizipativ wahr, weil es auf den ersten Blick nicht in klassi-
schen Formaten von Partizipation verläuft. Politische Bildung hat die Aufgabe, 
dies zu reflektieren und konstruktiv zu unterstützen. Auch die Perspektive auf 
Jugendpartizipation ist häufig adultistisch geprägt. So werden diejenigen gehört, 
die sich besonders gut an die Regeln und die Sprache der Erwachsenenpolitik 
anpassen: rhetorisch eloquent reden, ruhig sein, nur dann reden, wenn man gefragt 
wird, lange sitzen können. Es lohnt sich für die aufsuchende politische Bildungsar-
beit aber, auch Proteste gegen Regeln, Verbote oder scheinbare Provokationen als 
(Versuche von) Einmischung, Teilhabe und Positionierung zu verstehen: Graf-
fitis auf „ihren“ Parkbänken, die abgebaut werden sollen, Ablehnung von Klei-
dungsvorschriften in Ausbildungsbetrieben und Schulen, Wut von migrantisch 
gelesenen Jugendlichen gegen wiederholte Kontrollen durch Ordnungskräfte 
(ebd.). Gerade aufsuchende und sozialräumliche politische Bildung mit Kindern 
und Jugendlichen sollte dies reflektieren sowie konstruktive Teilhabemöglich
keiten zur Interessensdurchsetzung diskutieren und entwickeln. 

4.2	 Hass und Demokratiedistanz in der neoliberalen Leistungsgesellschaft: 
Mehr (kapitalismus-)kritische politische Bildung?

Krisensituationen gehen häufig mit Ängsten vor sozialem Abstieg einher. Um-
so relevanter ist es, die Menschen zu erreichen, bevor sie von den Strategien 
rechtspopulistischer Akteure vereinnahmt werden. Das neoliberale Leistungs-
versprechen, das Freiheit, Selbstverwirklichung und wachsenden Wohlstand für 
alle versprach, die sich entsprechend angemessen bemühen, zeigt zunehmend 
Risse (Amlinger/Nachtwey 2022). Während der Pandemie wurden die Folgen 
neoliberaler Sparmaßnahmen deutlich: Privatisierungen öffentlicher Güter, die 
Flexibilisierung und Prekarisierung von Arbeit schwächten die soziale Infra-
struktur, so dass etwa Gesundheits- und Bildungsleistungen nicht mehr flächen-
deckend für alle verfügbar sind. Besonders jene, die sich stark mit neoliberalen 
Idealen identifizierten, nun aber Krisen erleben (20 % der Befragten), neigen zu 
abwertenden Haltungen (Groß u. a. 2023). Trotz eigener Misserfolge im neo
liberalen System wandelt sich ihre Enttäuschung nicht in konstruktive Kritik 
oder politischen Widerstand (Amlinger/Nachtwey 2022). Stattdessen äußert 
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sich ihre Wut und Aggression in demokratieskeptischer und populistischer 
Weise und richtet sich gegen vulnerable Gruppen wie Geflüchtete, Arme oder 
Arbeitslose (Küpper u. a. 2023).

Laut der Mitte-Studie 2022/23 empfindet etwa ein Viertel der Befragten 
ihren Arbeits- oder Ausbildungsplatz (teilweise) als Unwohlort, bei Einsamen 
sind es über 36 %. Mit einer kritischen Perspektive auf (oft mangelnde) demo-
kratische Kultur in Schule, Arbeits- und Ausbildungsplatz soll hier die These 
aufgestellt werden, dass politische Bildung mit der Förderung von Demokrati-
sierung dieser Räume einen Beitrag leisten könnte, Gefühlen von Einsamkeit  
und „Unwohlsein“ zu begegnen. Studien zeigen positive Effekte von Mit
bestimmung, Mitgestaltung und Solidarität auf demokratische Einstellungen 
und Ablehnung von Menschenfeindlichkeit – etwa in der Arbeitswelt (indust-
rial citizenship; vgl. Kiess/Schmidt 2020) oder Schulen (Achour 2024; Achour 
u. a. 2025). Weitere Räume, für die auch eine stärkere Demokratisierung in Form 
von Mitbestimmung, Mitgestaltung, Diskriminierungsfreiheit wünschenswert 
wären, sind Kitas, Berufsausbildung, Universitäten, Verwaltung, Jugend- und 
Sport-Vereine und ihre Verbände oder auch die Soziale Arbeit. Für den ländli-
chen Raum können Feuerwehr, Kirchen, Kinder- und Jugendtreffs bedeutsame 
Organisationen sein, die politische Bildungsarbeit hinsichtlich Demokratieer-
fahrungen integrieren können (vgl. dazu und zur Bedeutung des Raumkonzepts 
BMFSFJ 2020).

Folgerichtig sollten aber auch die dort beschäftigten Pädagog:innen, Er
zieher:innen, Verwaltungsmitarbeiter:innen, Dozent:innen, Ausbilder:innen, 
Trainer:innen, Lehrer:innen und Sozialarbeiter:innen sich als politische Bild
ner:innen verstehen müssen. Das erfordert, dass sie in Aus- und Weiterbildung 
dahingehend professionalisiert werden.

Die Relevanz einer solchen demokratisierenden Stärkung gegen Menschen-
feindlichkeit zeigt sich vor dem Hintergrund, dass (Berufs-)Schulen (Behrens 
u. a. 2021; MBR 2021), Universität, Vereine, Soziale Arbeit (Leidinger/Radvan 
2021) und ähnliche Räume vermehrt antidemokratisch angegriffen und unter-
wandert werden. Der organisierte Rechtsextremismus eignet sich mit einer sol-
chen Angstarbeit nicht nur gezielt öffentliche Räume an (Helal 2022). Er stellt 
sich selber als „Anbieter politischer Bildung“ im vorpolitischen Raum auf und 
hat strategisch deren Handlungsweisen übernommen, indem er sozialräumlich, 
aufsuchend und lebensweltlich agiert.
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Demokratie stärken
Wie viel Widerstand braucht die Demokra-
tie und welche Formen des Widerstands 
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dagogik und Demokratiebildung als wider-
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das Demokratische zu erweitern und Schule 
wie Gesellschaft als lernende Räume demo-
kratischer Transformation zu gestalten.
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tie und welche Formen des Widerstands 
stärken sie? Der aktuelle Band widmet sich 
der Frage, wie Demokratiepädagogik und 
Demokratiebildung auf gesellschaftliche 
Krisen, autoritäre Tendenzen und Ungleich-
heitsverhältnisse reagieren können. Die Bei-
träge verbinden theoretische Reflexion mit 
praktischen Impulsen: Sie untersuchen, wie 
Utopie, Emotion und Diversität demokrati-
sches Lernen inspirieren, wie biografische 
Zugänge und kreative Lernräume Hand-
lungsfähigkeit fördern und wie Schulen Orte 
solidarischen, nachhaltigen und diskriminie-
rungskritischen Handelns werden können. 
Das Jahrbuch lädt dazu ein, Demokratiepä-
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